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E 1 / I i 1 - 03 00 00 Bona, den 26. Februar 1970 
Hausruf: 3954-

<f.C 
Herrn 
Staatssekretär Dr. Eohwedder 
über 
Herrn Abteilungsleiter E 
Herrn Unterabteilungsleiter EA 

nachrientlieh: 
Herrn Staatssekretär Dr. Schöllhorn 

Betr.: Konferenz der Wirtschafts- und Finanzminister der 
EWG-Staaten am 23./24. Februar 1970 in Paris; 

" hier; Stufenplan zur Verwirklichung der WirtschaftS' 
und Währungsünlon' in der EWG 

Beiliegend übersende ich einen Bericht über das Ergebnis 
der Diskussionen auf der o.a. Konferenz zum TO-Punkt 
Stufenplan mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

Herren Abteilungsleiter I, VI, 
Herren Unterabteilungsleiter I A, I 0, VI A, VI B 
M, S 1 , S 2, S P, 
E A I , E 2, E 3, I A 2, I A 4, I A 5, I A 6, I 0 2, I D 3, 
VI A 1 , VI A 2, VI B 6 
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E 1/1 A 1 - CT? 00 00 Bonn, den 25. Februar 1970 
Hausruf; 25B4-2 

V e r m e r k 

Betr. : Stufenplan zur Verwirklichung der Wirtschafts- und 
.Währungsunion; 
hier: Ergebnisse der Beratungen auf der Wirtschafts- und 

, Fihanzmini'sterkonferenz in Paris am 2jj./24, 2. 1970 

In der o.a. Konferenz, an der neben den Wirtschafts- und 
Finanzministern (Vorsitz: Giscard d 'Estaing) auch die Noten-
bankgouverheUre teilnahmen, wurde aß 2. Konl'erenztag haupt­
sächlich das Thema Stufenplan behandelt ('Beratungsdauer etwa 
4 bis 5 Stunden). Von deutscher Seite nahmen an der Konferenz 
teil: Minister Schiller, Minister Möller und Präsident Klasen. 

Einleitend berichtet Minister Baron Snoy et d'Oppuers (Belgien) 
über das vom belgischen Finanzministerium ausgearbeitete und den 
Teilnehmern übersandte Papier. Der Bericht stützte sich im we­
sentlichen auf die Ausarbeitung vom 27. Januar 1970 (Dreistufen­
plan für die Verwirklichung der europäischen WährungsSolidarität 
1971 - 1977). Baron Snoy betonte anschließend, daß die belgischen. 
Vorschläge durchaus elastisch und im laufe der weiteren Beratun­
gen modifizierbar seien. Entscheidend sei lediglich das Ziel 
der Vollendung der Währungsunion. 

Minister Schiller trug sodann die deutschen Vorschläge vor und 
wies dabei auch auf einige Unterschiede zum belgischen Plan hin. 
Als grundlegende Prinzipien des deutschen Planes stellte er 
heraus: 

a) Zunächst müßte stärkere Harmonisierung der Kosten-Preis» 
Verhältnisse in den Mitgliedstaaten durch Angleichung der 
wirtschaftsp.olitischen Ziele und der praktischen Wirt­
schaftspolitik erreicht werden.Erst dann dürften die mone-
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tären Mechanismen wie Bandbreitenverengung und Einschränkung 
von Paritätsänderungsmöglichkeiten in Gang gesetzt werden. . 
Das gelte auch für mittelfristigen Beistandsmechanismus, der 
nach deutschen Vorstellungen erst in der zweiten Stufe in 
Kraft gesetzt werden sollte. 

b) Nach den deutschen Vorstellungen solle keine starre zeitliche 
' Fixierung vorgenommen werden. Entscheidend sei, daß der 
Schritt in die nächste Stufe erst dann vollzogen wird, wenn 
die essentiellen Bestandteile der vorherigen Stufe erfüllt 
seien. Dieses pragmatische Prinzip sichere auch die not­
wendige Flexibilität für die Beitrittsverhandlungen. 

Danach trug Minister Schiller den deutschen 4-Stufenplan im 
einzelnen vor. Er benannte die Stufen folgendermaßen: 

Stufe 1: Phase der Konvergenzen der Ziele und Instrumente 
Stufe 2: Phase der Bewährung auf der Basis der vereinbarten 

: Konvergenz 
Stufe jü: Phase der Transformation oder Phase der fortschrei-

" tenden kommunitären Institutionalisierung 
Stufe 4: Phase der Vollendung. 

Minister Colombo (der nach seinen Ausführungen die Konferenz 
aus dringenden terminlichen Gründen verlassen mußte) verlangte, 
daß in der Wirtschafts- und Währungspolitik allmählich das 
Konzept der Vereinheitlichung an die Stelle des Konzeptes der 
Koordinierung treten müsse. Dafür müßten die notwendigen 
politischen Entscheidungen getroffen und die institutionellen 
Voraussetzungen geschaffen werden. Es müßte eine schrittweise 
Harmonisierung der Strukturen, des Steuerwesens etc., ja 
sogar der Lohnverhandlungen erreicht werden. Es müsse jedoch 
angesichts der Problematik der bisherigen Praxis der Auf-
und Abwertungen ernsthaft geprüft werden, ob nicht in der 
Phase bis zum Endstadium der Beratung auch innerhalb des 
gemeinsamen Marktes ein System größerer Flexibilität der 
Wechselkurse (d.h. also eine Art crawllng-peg) geschaffen 
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werden: könne. Die Voraussetzungen für eine Verringerung der 
Bandbreiten innerhalb der Gemeinschaft seien seiner Meinung 
nach noch nicht gegeben. Er halte jedoch die Überführung des 
kurzfristigen monetären Beistandsmechanismus in einen euro­
päischen Währungsfonds für sehr nützlich. Bei diesen währungs­
politischen Vorschlägen knüpfte Colombo offensichtlich an die 
bereits früher publizierten Vorstellungen von Präsident Carli an. 

Ministerpräsident Werner trug sein Memorandum vor, das eine 
Entwicklung zur Währungsunion in 7 Stufen vorsieht. Den Vor­
schlag von Colombo für eine flexiblere Regelung der Wechsel­
kurse in der EWG während der Übergangszeit bis zur Währungs­
union lehnte er ab. Stattdessen hob er die Bedeutung eines 
Reservefonds hervor, in den auch die Sonderziehungsrechte 
eingebracht werden könnten. 
Minister Witteveen unterstrich den politischen Charakter des 
V/eges zu einer Währungsunion (Einbau von Mehrheitsentseheidungen, 
Rolle des Europäischen Parlaments) und riet zur Vorsicht. Er 
unterstützte sehr den deutschen Vorschlag, den er für besonders 
realistisch halte. Hinsichtlich der Konvergenz der Wirtschafts­
politik unterstrich er die Bedeutung einer Koordinierung der 
regionalen und sektoralen Strukturpolitik, einer notwendigen 
Liberalisierung des Kapitalmarktes sowie einer engen Abstimmung 
der Geld- und Zinspolitik. Minister Giscard d'Estaing be­
tonte einleitend die notwendige Parallelität wiftschaftspoli-
tischer und währungspolitischer Zusammenarbeit. Das Ergebnis 
der Zusammenarbeit müsse eine gemeinsame Währungszone sein. 
In seinen folgenden Ausführungen ging er jedoch ausschließlich 
auf die währungspolitischen Probleme ein. Dabei stellte er 
heraus: 
a) Es sollte bald geprüft werden, ob die Sondersiehungsrechte 
' nicht in das mittelfristige Beistandssystem eingebaut 
werden könnten. 

b) Hinsichtlich der Bandbreiten könne bei einer eventuellen 
' weltweiten Bandbreitenerweiterung zunächst eine Beibehal­
tung der gegenwärtigen Bandbreite innerhalb der Gemein­
schaft vorgesehen werden. Daran anschließend 
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könnte je nach. Portschritt der Konvergenz in der Wirt­
schaftspolitik eine Verringerung der Bandbreiten in der 
Gemeinschaft angestrebt werden. 

c) Parallel mit der Bandbreitenverringerung müsse eine 
'stufenweise-••Liberalisierung des Kapitalmarktes erreicht 
werden. Am Schluß könne dann die Verschmelzung der Wäh­
rungen stehen. 

Nach der Mittagspause berichtete Vizepräsident Barre über 
die Vorstellungen der Kommission. Er ging von 3 Stufen aus. 
In der 1 . Stufe (1970 bis 1971) sollte die eingeleitete 
Koordinierung der Wirtschafts- und Währungspolitik in die 
Praxis umgesetzt und eine gemeinsame Kaltung der Mitglied­
staaten in den internationalen Währungsgremien' zu den an­
stehenden Prägen erreicht werden. In der 2. Stufe (1972 
1975/76) müßten weitere Fortschritte bei der Koordinierung 
der Wirtschaftspolitik, der Währungspolitik und der Ilapital-
marktpolitik erreicht werden. Außerdem sollte in dieser 
Zeit schon eine Einengung der Bandbreiten vorgesehen werden. 
Paritätsänderungen sollten von der Zustimmung der anderen 
Partner abhängig gemacht werden. In der 3 . Stufe solle dann 
die Währungsunion vollendet werden. Dabei müßten absolut 
feste Wechselkurse und eine volle Poolung der Währungsreserver 
erreicht Vierden. Den Vorschlag von Minister Coloiabo be- . 
treffend größere Flexibilität der Kurse in der Übergangszeit 
lehnte Barre nachdrücklich ab. Er kündigte ans daß die 
Kommission in den nächsten Tagen dem Rat eine Aufzeichnung 
zu dem gesamten Thema Stufenplan vorlegen werde. 
In der anschließenden Aussprache unterstrich I--in ist er 
Schiller noch einmal die Bedeutung der' zunächst' notwendigen 
Harmonisierung der Preis-Kosten-Verhältnisse in den Ländern. 
Eine vorzeitige Festlegung monetärer Bindungen berge die 
Gefahr' der Überstrapäzierung in sich. Außerdem solle der 
Stufenplan nicht mit' zu vreitgehenden Vorstellungen für die 
Steuerharmonisiei-ung belastet werden. Der Vorschlag von 
Werner und Barre für eine baldige Formulierung einer 
Hechnungseinhe'it müsse auch im Lichte der agrarpolitischeh i 
Erfahrungen gesehen werden. 
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Minister Uitteveen unterstützte erneut die Ausführungen 
von Minister Schiller und-kritisierte gleichzeitig die Vor­
stellungen der Kommission und der französischen Seite ins­
besondere hinsichtlich der Übertragung von Sonderziehungs-
recht'en in einen Reservefonds. Er bezeichnete derartige Hin­
weise als "unglückliche Anregungen". Auch mit der Realisie­
rung dès mittelfristigen Beistandssystens sollte man vorerst 
noch abwarten. Minister Giscard d'Sstaing betonte5 daß offen­
sichtlich Einmütigkeit über das Ziel., nicht aber über den 
genauen Weg dorthin bestehe. Nach seiner Meinung seien die 
Vorstellungen der Kommission eher' zu vorsichtig als' zu kühn. 
Er halte es für. nützlich,' möglichst schon in der 2. Stufe 
monetäre Identität' zu erreichen. 
Hinsichtlich des Verfahrens hatte Minister Schiller vorge­
schlagen., entweder eine Ratsgruppe' zu bilden oder aber eine 
ad hoc-Arbeitsgruppe einzusetzen, die sich aus den Präsi­
denten der 5 Ausschüsse" zusammensetzen solle. Man einigte 
sich darauf, dem Ministerrat inoffiziell' zu empfehlen, schon 
möglichst auf der Ratstagung am 5'./6. März 1970 die ad hoc-
ArbeitsKruone einzusetzen und sie" zu beauftragen, bis' zur 
nächsten Xopiunkturr3.tss3t7.uni- im Juni 1Q7Q einen Bericht. ..... 
zu erstellen. Dieser ad hoc-Arbeitsgruppe sollen angehören 
die Präsidenten des Währungsausschüsses, des Konjunkturaus­
schusses, des Ausschusses für mittelfristige VJirtschäfts-
Politik, des Ausschusses für Haushaltspolitik und des Aus­
schusses der Kotenbankgouverneure. Außerdem sollen die 
Kommission und Luxemburg je einen Vertreter in diese Arbeits­
gruppe entsenden. Baron Snoy übernahm es, den Fiatspräsidenten 
über diese Anregung" zu informieren und alles weitere einzu­
leiten. 

Zu sammenfa s s e nd e Beurt e ilung 
Die Aussprache hat gezeigt, daß alle liitgliedstaaten in der 
endgültigen Sielsetzung weitgehend einig sind. -Gewisse Hei- ' 
nungsverschiedenheiten bestehen dagegen noch hinsichtlich der 
Reihenfolge der' zu treffenden Maßnahmen und auch hinsichtlich 
der Frage, ob ein Terminkalender fixiert werden soll oder 
nicht. Die deutschen Vorstellungen werden vollinhaltlich von 
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den Niederländern geteilt. Die belgischen und luxemburgischen 
Vorstellungen sind gegenwärtig noch an weitesten von den 
deutschen entfernt. Die französische Position und auch die 
italienische Position schienen demgegenüber etwas elastischer 
zu sein. Die Kommission selbst hat sich wohl noch nicht ein­
deutig entschieden: sie scheint aber in Richtung der bel­
gischen Auffassung' zu tendieren. Insgesamt war es sicherlich 
nützlich, von deutscher Seite mit einem eigenen Stufenplan 
hervorzutreten .und auf diese weise Einfluß auf die Grund­
richtung des endgültig auszuarbeitenden Stufenplanes' zu 
nehmen. ' 
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